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Bewilligung eines Schutſeldes Im Singe 9 18 des allg. Berggeſeßen im Intereſſe 
der Sicherung der Trinkwaſſerquellen einer Gemeinde. 
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Ueber Competenz bei Geltendmachung von Anlprü- 
chen auf die Beſſentlichkeit eines Weges. 


Ei Flächeuraum zwiſchen zwer Hauſern war ſtreitig. Der Stadt: 
magiſtrat traf mit den bekden Hauseigenthümern das Ueberefnkommen, 
daß derſelbe iheflweiſe dem einen, theilwerfe dem anderen Haufe zuge⸗ 
meſſen werden ſolle, daß der Gaug zwiſchen ihnen auch für die Zu⸗ 
kunft ſo wie bisher ſeit unvordenklichen Zeiten von dem Geſammt⸗ 
publtcum, namentlich von der Wache ausgeübt, durch die Abmeſſung 
alſo in kemerlei Weiſe dieſe Berechtigung geſchmälert werden dürfe. 
Nach einiger Zeit erwarb der Eigenthümer des einen Hauſes auch 
das andere, und nun ſperrte er den Gang, vorgeben d, jenes Nebereine 
kommen habe ihm nur gegenüber dem anderen Haufe gebunden, 
rend er jetzt als Eggen hne der ganzen Flache frei darüber verfü⸗ 
gen könte. 

Der Magiſtrat entſchied, daß jener Gang dem Geſammtpubl⸗ 
eum zur Benützung offen ſtehe, daß jener Hauseigenthumer dies felbſt 
in jener Verhandlung anerkannt habe, und daß ihm deßhalb aufge⸗ 
tragen werde, fd) hienach zu richten. Dieſer aber erhob hiegegen B 
ſchwerde, und die zweite Verwaltungtinſtanz hob den Mauıftratel 
ſchurß als nichtig wegen mangelnder Competenz der politiichen Be⸗ 
hörden anf, weil es bloß um die Frage ſich handle, ob die auf jenes 
Grnndeigenthum geltend gemachten Selvilntanſprüche gegehubet ieien 
oder nicht, die Eniſcheidung devielbeu aber nicht der adminſſtrativeit 
Behörde, ſondern dem Civilrichter znfomme. 

Der Stadtmagiſtrat erhob nun gerichtliche Klage gegen den 
Hauceigenthümer, mit der Bitte, zu erkennen, daß der fragliche Weg 
ein öffentlicher und demgemäß Beklagter verbunden ſei, ihn unver⸗ 
ſperrt und für den freiem Durchgang offen zu erhalten. Das Gericht 
erſter Inſtanz legte dem Kläger Beweis darüber auf, entweder, bafı 
der fragliche freie Raum ſeit der zur Verjährung erforderlichen Zeit 


E 


als Gehweg benutzt worden jet, oder daß der Beklagte die Beſugniß 


des Geſammipublicums jener Stadt diefen freien Raum als Gehweg 
zu benützen in rechtsverbindlicher Weiſe anerkannt habe. 

Das Appellationsgericht erkannte jedoch auf Unzuſtändigkeit der 
Gerichte, weil es ſich bloß um die Oeffentlichkeit eines Weges handle. 

Dieſer Competenzeonfliet, welcher nach den „Blättern für ads 
miniſtrative Praxis“, Band XX. Nr. 25 vom J. 1870 in Baiern. 
ſpielte, jedoch anch für Oeſterreich und unſere Verhältniſſe von wiſ⸗ 
ſenſchafklichem Intereſſe ft, wurde endlich dahin entfchteden, daß die Ge⸗ 
richte competent ſeien, und zwar aus folgenden Gründen: 

„Der Stadtmagiſtrat tritt in der Klage als Vertreter der Stadt: 
gemeinde, der dortigen Ortsbewohner auf und verlangt, daß der Be⸗ 
Hlagte einen bisher beſtandenen, nicht auf einem dem Staate oder der 
Stadtgemeinde angehörigen, ſondern im Privaleigenthunt befindlichen 
Grund und Boden befindlichen Gehweg, den er einen öffentlichen 
Weg nennt, für das dortige Publicum offen halte, da dieſer Weg 
demſelben ſeit unvordenklicher Zeit und jedeuſalls ſeſt rechtsverjährter 
Zeit zum Durchgehen offen geftutben, und Beklagter anch die Ver⸗ 
bindlichkeit hiezu laut eines beim GStabtmagiftrate ant.. aufgenom- 
menen Protokolles ſelbſt anerkannt habe. Nach dieſen Klagsmomenten. 
kann, zumal auch von Rückſichten auf commercielle allgemeine Ver⸗ 
haͤlmiſſe oder das allgemeine Wohl nirgends in der Klage Erwäh⸗ 
nung gemacht iſt, nichts auderes angenommen werden, als daß es 
ſich lediglich von einer auf Verjährung und Anerkenntuiß ſich grün⸗ 
denden Weggerechtſame der Ortsbewohuer und ſohin von einem Ver⸗ 
hältuiſfe handelt, deſſen Beurthellung dem Civilrichter zukommt.“ 

Juriſtiſch von Bedeutung erſcheint dieſer Fall um deßwillen, 
weil der Magiſtrat, obwohl nicht er, ſondern das „Publicum“ den 
Weg benügte und das „Publicum“ den Weg erhalten wiſſen wollte, 
mit der gerichtlichen Klage anftrak und ſich als berechtigtes Subject 
ber Wegeſervitut hinſtellte. 

Praktiſch aber zeigt und lehrt dieſer Fall, wie eine Gemeinde 
behörde nicht handeln fol. 

Der Stadſmagiſtrat hätte nämlich nicht zu klagen (agere) no⸗ 
thig gehabt. Nachbem bie zwekte Verwaſtungsinſtanz die Enſſcheidung 
des Stadtnragifteated aus Competenzgründen beſeitigt hatte, wäre ber 
Magiſtrat, in deſſen Wirkungskreiſe das Wegweſen lag und welcher 
ſogar verpflichtet war, Sorge zu tragen, daß Straßen und Wege im 
Rayon der Stadt frei und ungehindert, wie bigher (Beſitzſtand), bes 
nutzt werden fonnen, berechtigt geweſen, eine prrvifoeifche Maßregel 
(Verfügung) zu treffen und mit berielben die freie Paſſage des We⸗ 
ges anzuordnen. Dieſe Maßregel, energiſch durchgeführt, würde den 
Sladtmagiſtrat in die vorthellhafte Rolle des Geklagten gebracht 
haben, und dieſer Geklagte hätte, meinen wir, ruhig „warken“ khiſ⸗ 
nen. Es iſt klar, daß die Subſtanziirung der Klage dem Hause und 
Grundeigenthümer außerordeutlich ſchwierig geworden wäre, und eine 
poſſeſſoriſche Klage dürfte nicht zu fürchten fen, weder materiell, weil 
nicht der Hauseigenthümer als der jüngſßze Befitzer fich darſtellte, noch 
formell weil überhaupt proviſoriſche Maßregeln und Anordnungen ber 
Verwaltungsbehorden nur im pelitoriſchen Proceſſe beſeitigt werden 
können. E—e 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Bewilligung eines Schutzfeldes im Sinne $ 4s des allg. Berg⸗ 
geſetzes im Intereſſe der Sicherung der Trinkwaſſerquellen einer 
Gemeinde. 


Das Gemeindeamt zu K. lat dle Berghauptmannſchaft zu L. 
um einen Schutzrayon für die in der Gemeindeflur liegenden, der Ge⸗ 
meinde K. einzig und allein genießbares Trinkwafſer bietenden Sauer⸗ 
brunnen, weil deren Beſtand durch die, in neueſter Zeit in die un⸗ 
mittelbare Nachbarſchaft dieſer Brunnen heranrückenden Freiſchurſau⸗ 
meldungen gefährdet wäre. Die Berghauptmaunſchart ordnete hierauf 
eine behördltch⸗politiſche Localerhebung unter Intervention des Kreis⸗ 
arztes und des polttiſchen Commiſſärs unter Zuziehnng zweier Montan⸗ 
Sachverftändigen, der betheiligten Gemeindevertreter und benachbarten 
Schurfer an. Die Montan⸗Sachverſtändigen gaben ihr Gutachten das 
hin ab, daß die Sauerwäſſer von K. Seichwäffer ſind und ihren 
Mineralgehalt gus dem Torfgrunde beziehen. welcher auf einer nicht 
waſſerläſſigen, die Decke der Braunkohleuflöge bildenden Lettenſchicht 
aufrußt; ihr Urſprung wäre daber nicht in der Braunkohlenformation 
zu ſuchen, ſie enthielten keine ſolchen Beſtandtheile, daß hi als Hell⸗ 
quellen angeſehen werden konnten, und befäßen daher weder aus öffent⸗ 
lichen, noch aus fanitäzen Rückſichten eine ſolche Wichtigkeit, daß ihre 
nafional⸗ölonomiſche Bedeutung jener des Braunkohleubergbaues nach⸗ 
ſtehen ſollte. Die Quelleu köunten zwar durch einen in der unmittel⸗ 
baren Nähe geführten Bergbau abgezogen werden, wenn der Berg⸗ 
bautreibende die Unvorſichtigkeit beginge, Seichwäſſer in feinen Schacht 
einfallen zu laſſen. Der anweſende Krekvarzt, deſſen Anſicht ſich auch 
der politiſche Commiſſär auſchloß, hob hervor: es könne diefen Sauer⸗ 
wäffern zwar keine hygieniſche Wükung zugeſchrieben werben, es müſſe 
aber, nachdent K. und Umgebung kein anderes genießbares Waſſer be⸗ 
ſitzen, als Hauptſache betrachtet werden, daß den Bewohnern dieſer 
Gegend nicht das nothwendigſte Lebensbedürfniß entzogen werde. Nach⸗ 
dem hierauf der Vertreter der Gemeinden T., K. und R. die Greu⸗ 
zen für das zu ereirende Schutzfeld angegeben hatte, proteſtirten die 
benachbarten Bergbauunternehmer gegen ſede Beeinträchtigung ihrer 
Bergbaurechte. 

Auf Grundlage des Commiſſlonsprotokolleg verfaßte die Berge 
baupfmannſchaft L. den Entwurf eines Erkenntniſſes, nach welchem 
das Eiuſchreiten der genannten Cane A um Beſtimmung eiues 
Schugfelded zurückgewieſen werden ſollte, weil dieſe Sauerwäſſer keine 
Heilkraft hätten, und ihr Zufluß durch den Bergban nicht gefährdet 
wäre, auch bis jetzt in ihrer Umgebung noch kein emziger Schurfbau 
oder Bergbaubetrieb eröffnet und wegen alljährlicher Ueberflutungen 
des Terranus auch ſobald nicht eröffnet werden dürfte, und weil ſelbſt 
wenn dies geſchähe, die in jedem fpectellen Falle, wo in der Nähe 
der Quelle ein Schurfbau eröffnet würde, nach $ 222 des Berg: 
gefetzes angeordneten Sicherheitsvorkehrungen hinreichen würden, den 
Beſtand der Quellen zu ſichern. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in B. erklärte jedoch, daß fie dieſem 
Erkenntnißeutwurfe nicht beiſtimmen könne, weil es ſich bei dem Ans 
ſuchen bed Gemeindeamtes von K. nicht um Priwatintereſſen, ſondern 
um bad Jutereſſe von 17 Gemeinden handle, welche fämmtlich ihren 
Trinkwafſerbedarf entweder das ganze Jahr oder wenigſtens während 
der trockenen Jahreszeit aus dem Sauerbrunnen bezögen, daher öffent⸗ 
liche Rückſichten für die Gewährung des erbetenen Schutzrayons ſprä⸗ 
chen. Das Waſſerbezugerecht hätten übrigens die Bewohner von K. 
bereits erſeſſen (568 480 und 1472 a. b. G. B.). 

Die Berghauptmannſchaft ließ hierauf in 6 Ortſchaften com⸗ 
miffionell die Trinkwafſerverhältniſſe erheben, wodurch ſich ergab, daß 
4 derſelben hinlänglich Trinkwaſſer haben, und das Waſſer von K. 
bloß als Luxusgetränk beziehen, daß hingegen die Gemeinde N. im 
Sommer, die Gemeinde K. aber das ganze Jahr auf den Bezug des 
Sauerwaſſers augewieſen fet, weil die Brunnen der letzteren nur ein 
ungenkeßbared Waſſer bieten. 

Hierauf legte die Berghauptmannſchaft in L. von ihrer Anſicht 
doch nicht abgehend, die Acten der Statthalterei vor, in ihrem Be⸗ 
richte hervorhebend, daß das Terrain bei K. ſehr waſſerreich fe, der 
Bergbau da mit vielen Hinderniſſen zu kämpfen haben werde, die 
Flöte hier die tiefſte Lage unter der Tagesoberfläche haben dürften, 
und daher, weil (bei dem vorhandenen Braunkohlenreichthum in der 


22 — 
unmittelbaren Nähe unter günſtigeren Ablagerungsverhältniſſen) die 
Eröffnung von Braunkohlenbergbauen nicht ſobald zu gewärtigen ſei, 
auch noch kein Grund für die Gewährung eines Schutzrayons für die 
Sauerquellen von K. vorhanden fei, und daß gegebenen Falles der 
§ 222 a. B G. zu ihrem Schutze ausreichen würde. 

Nach nochmaliger Einholung der Meinung der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft, welche ſich dahin äußerte, daß die Sanerwäſſer von K. 
ſich immerhin eines gewiſſen Rufes erfreueten und ſelbſt als Lurus⸗ 
waffer im Intereſſe der Landescultur auf Schutz Anſpruch hätten, und 
ab daher gegenwärtig, wo die Säuerlinge noch vorhanden, zu ihrem 
Schußze Maßregeln zu treffen wären. — erkannte die Smatthalterei 
als politiſche Landesbehörde und Oberbergbehorde auf die Bewilligung 
eines angemeſſenen Schußkreiſes nach § 18 a. B. G., indem nach 
dem Gutachten der Sachverſtändigen die Möglichkeit der Ableitung 
dieſer Quellen durch einen in der Nähe unternommenen Bergbau 
nicht ausgeſchloſſen ſei. 

Gegen die oberbergbehördliche Entſcheidung brachten nun die 
ſächſiſch⸗böhmiſche Bergbau⸗ und Juduſtriegeſellſchaft und Bergwerks- 
befitzer Joſef P. rechtzeitig den Recurts beim Ackerbauminiſterium ein, 
worin fie anführten: 

„Das Terrain um K. wäre vor 30 Jahren noch ein See ge⸗ 
weſeu, jet auch jetzt hänfigen Ueberflutungen ausgeſetzt, durchaus 
nicht waſſerarm; die Brunnen zu K. deckten den Hausbedarf an 
Waſſer; etz handle ſich mehr um den Schutz der Wieſen für die Ge⸗ 
meinde K. als der Sauerquellen, überhaupt würden aus der Gewäh⸗ 
rung des Schutzrayons für die unbedeutenden Torfmoorgnellen Con⸗ 
jequengen erwachfen, durch welche ſeinerzelt die vielverſprechendſten 
Terrains dem Bergbaue entzogen werden könnten. Die Onellen wür⸗ 
den durch den Bergbau gar nicht gefährdet, indem man das (Ein⸗ 
ſickern der Torſwäſſer in die Schächte durch Verdämmungen verhin⸗ 
dern könne, und das Abziehen der Wäſſer durch Tagbrüche bei der 
tiefen Lage des Flötzes nicht zu fürchten ſei. 

Das Ackerbanminiſterium hat mit Entſcheidung von 18. No⸗ 
vember 1870, 3. 6218 im Einverſtändniſſe mit dem Miniſterium 
des Junern den Recurs zurückgewieſen und die angefochtene Statt⸗ 
halteren⸗Entſcheidung mit dem Beh beftätigt, daß der erſt zu be⸗ 
ſtimmende Schußzkreis keinen größeren Umfang zu erhalten habe, als 
zum Schutze der Quellen ſtrenge nothwendig iſt, und daß die Be⸗ 
willigung des Schugkreiſes ſeinerzeit wieder eingezogen werden könne, 
wenn in Folge geänderter Verhältulſſe oder uach erfolgter Herſtellung 
einer Wafferleitung die Entbehrlichkeit des Schußkreiſes ſich heraus: 
ſtellen ſollte. 

Dieſer Eutſcheidung liegen folgende Erwägungen zu Grunde: 

„Nach der Beſtätigung der Bezirks hanptmannſchaft B. und laut 
der von der Berghauptmannſchaft in L. gepflogenen localen Erhebun⸗ 
gen iſt in der Gemeinde K. kein anderes zum Genuß für Menſchen 
geeignetes Waſſer vorhanden, als jenes in den zwei Sauerwaſſer⸗ 
brunnen, für welche ein Schugkreis angestrebt wird. Auch der benach⸗ 
harte Ort N iſt im Sommer mit dem Bezug des Trinkwaſſers aus⸗ 
schließend nur auf dieſe Sauerbrunnen angewleſen. 

Nachdem ein geſundes Trinkwaſſer zu den unabweislichen Lebens⸗ 
bedürfniſſen gehört, ſo ſprechen öffentliche Rückſichten für die Erhaltung 
der Sauerbrunnen bei K. 

Nach dem Gutachten der Montan⸗Sachverſtändigen können die 
Sauerquellen von K. durch einen in der unmittelbaren Nähe ober 
nicht mit der gehörigen Vorſicht betriebenen Bergbau abgebaut wer⸗ 
den. Demnach erſcheint das Begehren der Gemeinde K. um Sicher⸗ 
ſtellung gegen eine ſolche, wenngleich möglicher Weiſe nur zeitweilige, 
Calamttät begründet, und bei den obwaltenden mehrfachen öffentlichen 
Rlickſichten, die von der Statthalterei ausgeſprochene Bewilligung elues 
Schußkreiſes für die Sauerbrunnen von K. im Hiublick auf die Be⸗ 
ſtimmung des § 18 des allg. Berggeſetzes umfomehr gerechtfertigt, als 
nach Beſtätigung der Berghauptmannſchaft gar nicht anzunehmen iſt, 
daß in dem Terrain des angeſtrebten Schupkreifed, ſo bald ein Berg⸗ 
bau cröffnet werde, der Bergbau daher auch durch die Bewilligung 
des Schubfeldes dermalen, und vorausfichtlich auf längere Zeit hin 
keinen Nachteil erleiden dürfte. 

Um jedoch auch die Intereſſen des Bergbaues, insbeſonders für 
den Fall, als er in der Zukunft hier eine größere Wichtigkeit erlan⸗ 
gen follte, möglichſt zu wahren, iſt es geboten, einerſeits das Schutz⸗ 
feld auf den engſten Umfang zu beſchränken, und andererſeits die 


riwaige Zuläſſigkeit der Einziehung der durch weſentliche Aenderungen 

der Verhältniſſe oder durch erfolgte Herſtellung einer Waſſerlettung 

entbehrlich gewordenen Schußfeld⸗Bewilligung in Ausſicht zu ſtellen.“ 
Em. 


Dem durch eine nach $ 12 der Faif. Verordnung vom 20. Apıll 
Sl, N. G. Bl. Nr. 96 ſtrafbare Handlung angeblich Belei⸗ 
vigten ſtehen nicht die Rechte eines Privatanklagers zu. 


In einer Zuſchrift hat die Direction der fürſtlich K.. ſchen 
Domänen⸗ und Zuckerfabriksverwaltung tu K. dem Bezirksausſchuſſe 
ſeine „große Verwunderung“ über das vorangegangene Schreiben des 
Letzteren ausgeſprochen, „welches mit ſolcher unehrbarer Grobheit“ die 
Beiſtellung von 20 Schotterhaufen anf die R.. . ßer Bezuks⸗ 
ſtraße in 14 Tagen auordne, indem fie beifügt, daß dieſem Verfah⸗ 
ren gegenüber „wohl nur die Schicklichteit zu ſchweigen erlaube“, und 
die Vorausſezung macht, daß der Bezirksausſchuß auerfennen werde, 
„wie ſelbſt die gewöhnliche Höflichkeit dieſem Vorgange entgegenſtehe “. 

Oer durch die in dieſem Schreiben enthaltenen Ausdrücke belei⸗ 
digte Bezirksausſchuß hat an die Bezirkshaupfmannſchaft C. das Be⸗ 
gehren geſtellt, ihm nach dem Geſee Genugthnung zu verſchaffen, 
nachdent deſſen Aufforderung au die fürſtl. Domänenverwaltung zum 
Wibderrufe der Beleidigung beantwortet gelaſſen worden fei. 

In Erledigung dieſer Eingabe hat der Bezirkshauptmann dem 
Bezirksausſchuſſe mitgetheilt, va er in der Zuſchrift der Wirthſchafts⸗ 
direction in R. keinen hinreichenden Anlaß finde, um gegen letztere 
nach § 12 lit. o der fatf. Verordnung vom 20. April 1854 wegen 
beleidigende Schreibart die weitere Amtshandlung einzuleiten. 

In dem Statthalterelrecurſe begehrte der im hohem Grade ſich 
in ſeinem Auſehen verletzt fühlende Bezirkgausſchuß die Behebung 
dieſer Enlſcheidung und die Auordnung der Strafamtshandlung gegen 
den Wirthſchaftsdireetor Karl M. 

Die Statthalteret erkannte, „daß nach dem ausdrücklichen Wort: 
lante des N 12 lit. e der k. Verordnung vom 20. April 1854 nur 
Jener zu heſtrafen fei, der in einer Eingabe an eine Beh ſich 
einer dieſelbe beleidigenden Schrelbark bedient. Bezirksgutzſchüſſe ſeien 
aber weder nach dem allgemeinen Sprachgebrauche, noch auch nach 
Art ihrer Organiſation und ihres Wirkungökreiſes zu den Behörden 
zu zählen, daher dieſelben auch auf den beſonderen Schutz dieſer 
falſ. Verordnung keinen Anspruch haben, und daher nur jenes Schußes 
geufeßen, welchen die allgemeinen Straſgeſetze in Fällen von Ehren⸗ 
beleidigungen darbteten, demgemäß die bon dem Bezirkshauptmanne in 
C. erfloſſene Entſcheidung über den Recurs des Bezirksausſchuſſes 
wegen Incompetenz zur Schöpfung dieſer Entſcheldung behoben wer⸗ 
den müffe.“ 

Im Miniſterialrecurſe bringt der Beztrksausſchuß vor, daß auch 
der Bezirksausſchuß auf deu gefeglichen Schutz der erwähnten 
falſ. Verordunng vom 20. April 1854 Anſpruch zu machen habe, da 
im anderen Falle eine gedeihliche Wirkſamkeit der Bezirksvertretungen 
unmöglich wäre. Die Entſcheidung der Statthalter habe die ganze 
Angelegenheit auf ein anderes Feld geleitet, und es emiftehe dle prin⸗ 
eipielle Frage, ob die kaiſ. Verordnung bloß auf die l. f. Behörden 
oder auch auf die erſt ſpäter ins Leben getretenen autonomen Organe, 
welche gleich den Regierungsbehörden offentliche Amtzhandlungen vor⸗ 
zunehmen haben, anzuwenden fe. Der Bezlirksausſchuß meine, daß 
auch die Organe der Bezirksvertretung, welche zur Zeit der Exlaſſung 
der gedachten kaiſ. Verordnung jn dieſelbe nicht aufgenommen werden 
konnten, weil fie überhaupt nicht beſtanden, auf den in dieſem Ge⸗ 
ſetze normirten Schuß, wie die Gemeindevorſteher und Regierungs⸗ 
amter Auſpruch haben, weil dieſe nen geſchaffeuen Organe eben aud) 
einen beträchtlichen Theil der öffentlichen Verwaltung von den l. f. 
Behörden übernommen haben und in dieſem Wirkungskreiſe als öffent: 
liche Orgaue angeſehen und ebenſo, wie die in der faiſ. Verordnung 
vom 20. April 1854 angeführten Behörden geſchützt werden müfſen. 
Eine entgegengefegte Anschauung würde nur zu Inconſequenzen füh⸗ 
zen, und es wäre den Bezirkahauptmäunern daun anch nicht möglich, 
die von Seite der Bezirksausſchuſſe nach § 100 der G. O. anferleg⸗ 
ten Geldſtrafen von den Gemeindevorſtehern im Wege der Execution 
einzubringen. Der Bezirkagusſchuß ſtellte daher das Petit: es möge 
unter Behebung der Statthalterei⸗Entſcheidung erkannt werden, daß 


gegen den Wirlhſchaftsdirector Karl M. wegen beleidigender Schrerb⸗ 
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art au den Bezirksansſchuß nach Vorſchrift der ktaiſ. Verorb. vom 
20. April 1854 das Amt gehaudelt werde. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 6. Der. 
1870, 3. 15184 der Stattbalterei eröffnet: 

1 „daß in eine meritoriſche Beuciheilung des Miniſterialrecur⸗ 
ſes nicht eingegangen werden tönne, weil die zum Schutze des Anſe⸗ 
heus der Behörden erlaſſene kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 
von Amts wegen zu handhaben iſt, und daher der Anzeiger“) einer 
nach dieſer Verordnung ftrafbaren Handlung nicht die Rechte eines 
Privatauklägers genießt; daher gegen die einem losſprechenden Erkennt⸗ 
niſſe gleichkommende Entſcheidung der Strafbehörde erſter Inſtanz 
dem Bezirksausſchuſſe im Sinne der 88 300 und 301 Strafproceß⸗ 
ordnung kein Berufungsrecht zuſtand und ſomit dieſe Enifcheibung als 
rechtzkräftig zu betrachten tft; 

2. daß der § 12 lit. c der kaif. Verordnung vom 20. April 
1854 allerdings auch zum Schutze der autonomen Organe der höhe⸗ 
ren Ordnung in Anwendung zu bringen fei.“ A. J 


Ein Ausſpruch Über den Schapenerſatz bei Feldfreveln (§ 24 Feld: 

ſchuggeſetz) kaun nur dann mit dem Strafertenntulſſe verbunden 

werden, wenn die Ermittlung des Schadens nach Maßgabe der 

analog anzuwendenden Beſtimmungen der allg. Straſproceßord⸗ 
nung (F 359 und a62 St. W. O.) möglich iſt. 


Der Bezirkshauptmann von J. hat die Anna K. aus W. wegen 
des durch eigenes Geſtändniß und Zeugniß des beeideten Feldhegers 
erwieſenen Feldfrevels auf Grund des Feldſchutzgeſetzes zu 3 Tagen. 
Arreſthaft verurtheilt, die beſchaͤdigte Gutsherrſchaft dagegen mit ihrem 
Schadenerſaßanſpruche auf den Rechtsweg aus dem Grunde verwie⸗ 
fen, weil die Verhandlung dargethan hat, daß auer der geklagten 
Anna K. auch andere Perſonen und zu verſchiedenem Zeiten gefrevelt 
haben, und der mit 5 fl. abgeſchätzte Schade nicht aus einem und 
demſelben Frevel herrühre, daher auch die Anna K nicht ausſchließlich 
betreffe 

Ueber den ſowohl wegen zu geringen Strafausmaßes, als auch 
wegen der Nichtzuerkennung des Schadenerfates eingebrachten Recurs 
der Gutsherrſchaft wurde in zweiter Inſtanz das bezirkshauptmann⸗ 
ſchaftliche Erkenntniß bezüglich der Verurtheilung der Anna K. zu 
dreitägigem Arreſte beftätigt, hingegen rückſichtlich der Verweiſung der 
Schadenerſazanſprüche auf den Rechtsweg, als mit dem 5 26 des 
Felbfchupgefeped vom 30. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 28 unsere 
einbarlic, aufgehoben und Anna K. auch zum Erſaße des durch beerdete 
Schäßzleute mit 5 fl. bewertheten Schadens an die Gutsherrfchaft 
verürtheilt. 

Das Minftertum des Junern hat mit der Entſcheidung vom 
8. September 1870, 3. 8764 im Einvernehmen mit dem Ackerbau⸗ 
miniſterium dem wider die Statthalterei-Entſcheidung eingebrachten 
Miniſterialrecurſe bezüglich der gegen den auferlegten Schadenerſaßz 
von 5 fl. gerichteten Beſchwerde der Anng K. Folge gegeben und 
unter Behebung des diesfälligen Abſages die angefochtene Entſchei⸗ 
dung den die Gutsherrſchaft mit dem Schadenerſatzanſpruche auf den 
Rechtsweg verweiſenden Ausſpruch des Bezirkshauptmannes aus nach⸗ 
ſtehenden Erwägungen aufrecht erhalten: 

„Die Statthalterei⸗Entſcheldung läßt ſich durch die Beſtimmungen 
des § 26 deß Feldſchutzgeſetzes nicht rechtfertigen. Die Beſtimmung 
dieſes Paragraphet, daß das Erkenntuiß auch den zu leiſtenden Scha⸗ 
denerſaz Feftzuftellen habe, kaun nämlich ſelbſtverſtändlich nur inner⸗ 
halb der diesfalls in den Vorſchriften für das Strafverfahren gezoge⸗ 
nen Grenzen gehandhabt werden, nach welchen u. zw. nach 58 352, 
359, 362 St. P. O. dem Beſchädigten nur der aus der ſtrafbaren 
Handlung entſtandene Schade, und nur ſofern der Betrag desſelben 
aus der Verhandlung mit Zuverläßlichkeit entuommen werden kann, 
zugeſprochen werden darf, die Schadeuerſatzanſprüche abet auf ben 
Rechtsweg zu verweiſen find, falls ſich über dieſelben mit Zuverläß⸗ 
lichkeit nicht urtheilen läßt. 

Wie jedoch im bezirkshauptmannſchaftlichen Erkennpniſſe richtig 


) Cs kann hier wohl nur ber durch elle ſageſtaltele Yanblung Beleldigte⸗ 
gemeint fein, als welcher ſich der Bezteksaueſchuß auch geriet zal; denn ber ledlg⸗ 
liche Ungelger komm ja blesfallä proceſſuallſch gar nicht in ae En 

(nm. d. Red. 


hervorgehoben wurde, find obige geſeßliche Vorausſetzungen für bie 
Zuſprechung de Schadenerſatzes im vorllegenden Falle nicht vor⸗ 
handen, weil laut der Verhandlung der mit 5 fl. abgeſchätzte Schade 
nicht bloß die durch Anna K. zugefügte Beſchädigung des herrſchaft⸗ 
Uchen Feldgutes, ſondern auch die an demfelben von anderen Leuten 
zu anderen verſchiedenen Zeitpunkten verübten Frevel umfaßt und der 
aus der ſtrafbaren Handlung der Anna K. allein entſtandene Schade 
weder 1 5 wurde, noch erhoben werden konnte; während die im 
§ 26 des Feldſchußgeſetzes zugleich vorgeſehene ſolidariſche Haftpflicht 
licht eintritt und daher der Recurrentin nicht auferlegt werden kann, 
weil fie nach dem Wortlaute dieſer Geſetzesſtelle nur bei folchen Feldfre⸗ 
veln plaßzugreifen hat, welche gemeinſchaftlich von mehreren Perſonen 
begangen wurden, die Recurrentin aber erwieſenermaßen allein bei 
der ſtrafbaren Handlung betreten wurde, ſomit nur ein von einer ein 
zelnen Perſon ohne Mitgenoſſen verübter Frevel in Frage kommt.“ 


3 

Veroranunn bes Miniſters des Innern v. 8. November 1870, 3. 12555 im Ein- 

vernehmen mit dem 1. f. Finanzminiſterium und dem oberſten Rechnungshofe 

wegen Uebertragung der Credikreſte für außerordentliche Reiſekoſten im Stuats⸗ 
bundienſte auf den Vorauſchlng bes folgenden Jahres. 


Anläßlich eines ſpeciellen Falles finde ich im Einvernehmen mit bent k. f. Fi. 
nanzminiſtertum und mit dem k. k. oberften Rechnungshof anzuordnen, daß nach her. 
ortiger Weiſung vom 17. März 1869, 3. 987/204, die mit Ende bes Jahres un ⸗ 
verweudet gebliebenen Ereditteſte für außerordeulliche Straßen⸗ und Bofferbauten, 
künftighen und zwar vom Jahre 1870 an, auch die mit Ende eines jeden Jahres un. 
verwendeten Credltreſte bei dem Titel „Slaatsbaupienſt“ fin außerurbenkliche Reife: 
Toflen aus Anlaß der Leitung, Beruflichtigung und Gollandtrung anßerordentlicher 
Sgraßen⸗ und Waſſerbauten noch Maßgabe der Beftimmurgen bed bezüglichen Rinanz- 
geſehes auf den Voranschlag des folgenden Sahred übertrngen werden, und ersuche 
dem Rechuungsdepartemeut dementsprechend die Werftng ertheflen zu wollen. 


b. 


Notizen. 


(Gemeindeumlagen und Schul koſten ſünd Vorzugspoſt Det 
Vertheilung eines ererutiven Kaufſchll lings) Gelegentlich der Ver- 
thellung des Meſſtbotes für eine Im Grecntionswege verfteigerte Lleenſchaft wurden 
die von der Gemelnde bes Grecuten angenteldeten Rückstände an Gemelndeumlagen 
und Schulkoſten vom unteren Richter als „Vorzugspoſt“ behandelt. Dagegen reeur⸗ 
vrzten die Pfandglänbiger, bemerkend, daß durch kein Geſetz den Gemeinden mlagen 
gleich den l. f Steuern dag Vorrecht vor den Pfandgläubigeen eingeräumt ſel. 

Oer oberſte Gerichtshof, an den dle Suche gedieh, entſchied unlerm 27. Jult 1805, 
3. 8884, daß die in Mebe ſtehenden angemeldeten Nücſlände ihrer Natur nach als 
Concurtenzbeiträge anzufeheit ſelen, Conenrrenzbelſräge aber laut Hofberreted vom 
4. Jänner 1836, Nr. 113 R. G. S. bel der gerichtlichen Eintreibung gleiche Vor. 
rechte mit w. fı Steuern genießen. 


Verordnungen. 


Verordnung des Miuiſters des Junerm von 13. December 1870, 3. 18136, 
betreſſend bie Auflaffung mehrerer Krankenhaufer in Tirol als allgemeine 
üffeutliche Spitaler. 


Juden ich unter Einen die von tieolifcheu Landegauefchuſſe in Anregung ge. 
brachte und vum dortigen Statthalter befürwortete Auflaſſung der Krankenhäuſer in. 
Eppan, Tramin, Lang, Niederdorf, Kaſtelruth, Windiſchmatrei, Telfs, Glurns, Klau. 
fen, Steigen, Ala, Rive, Ele, Levico, Mori und Primer als allgemeine öffentliche 
Spitäler genehmige, Deere ich mich zugleich Euer hevon in bie geneigte 
Kenniulß zu sehen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vont 16. Detember 1870, Z. 14303, be. 
treffend Bemeſſung von Gnadengaben für Witwen nach Straßeurbumern, 
Wenmeiftern, Stromaufſfehern und Brückenmeiſtern, 


Um Unzukömmlichteiten bei Bemeſfung von Gnadengaben für Witwen 
nach Strafenräumern, egmieiftein, Stromaufſehern und Brückenmeiſtern zu be. 
gegnen, wird... mit Bezug anf den Erlaß des beſtandenen Staatsmintſteriums 
vom g. Juni 1866, 9. 3110 St. M. zur lichtſchnue für die Zukunft angedeulet, 
dab in jenen Halen, wo die erwähnten Diener im Ruheſtan de verftorsen ſind, die 
nach ihnen hinterblietenen Wilwen mit Guadengaben in keinem höheren, ale dem 
ihren hegalten bereits bewilligten Auemaße zu betbeilen ſind 


Erlaß des Miuiſters des Innern vom 18. December 1880, 3, 18197, Quinguen⸗ 
nalzulage der Aerzte belreſſend. 


Die in Anregung gebrachte Frage, ob bei der Bemeffung der, init dem Geſehe 
vom 30. April 1870, R. Gh Bl. Nr. 68 für die Brzitkgärzte ſyſtemiſtrten Geh alte 
die von Seite ber Künftig anguftellenben L. f. Bezitksärzte vor der Wirkſantkeit bier 
ies Geſehes im 1. f. Phyfltstedlenſte bis zu rer Anſtellnng im neuen Oeganienus 
zugebrochte Dienftzeit Bei ihrer Anftellung behufs ber Zugefſehung der Oulnguennal⸗ 
zulnge in Aurrchnung zu bringen fel, wurbe dahin entschieden, daß bel dem Algange 
einer dieabezüglichen auodtlüclichen Beftimmung in ken Geſehe vom 90. April 
1870 einn solche Anrechnung ſich ale unzulsſſig darſtelle. 


Perſonalien. 


St. Maſeſtät haben die von dem Dinifterpräflbenten Alfred Grafen Po- 
tocki, von dem Munifter des Innern Grafen Taoffe, von den Inflizminiſter 
Ritter v. Sf hahufchntga, von dem Miniſter für Cullus und Unterricht Or. vou 
Strema y umd von dem Adersaunınifter Frelherrm v. Petring erbetene Enthe⸗ 
bung von ihren Poſten unter vollel Anerkennung der gelelſteten treuen Dienſte ge. 
nehmigt. 

Se. Majeſtät haben den Grafen Hohenwart zum Miniſter des Junern, 
den Or. Habletin ak zum Juſtizinſuiſter ben Dr. Schsef fle zum Hondeleminl⸗ 
ſter und geutweiligen Leiter bes Ackerbanmmiliſterinung, den Miniſterialralh Tirecet 
zum Miiaiſter fir Cultus und Unterricht, den Generalmajor Freiherru v. Scholl 
zum Miuliter ite Sandesverlheibigung ernannt und den Finanzminister Freiherrn 
v. Holzget han in feinem Amte beftätigt. 

Se. Mofeſtät haben dem nen ernannten Minifter bed Innern Grafen Ho. 
hen wart den Vorſiß im Minffterrathe übertragen und die Würde eines geheimen 
Mathes mit Nachſicht der Taxen erteilt. 

Mofeltät haben dem mit der zeitweiligen Leitung bed Haudelemlulſte. 
riums betrauten Sectlonschef v. Pretuß die g, h, beſondere Zufrledeuhelt mit befjen 
eifriger und erfprieplicher Dieufttelitung auögehrüdt. 

„ Miojeftät haben dem Zufpector Ger der Gentratbirertion der Tabakfabriken 
und Gin! nnd Finanzrath Simon Sellal den Titel und Charaller eines 


Oberfiuauzrathes und dein Verwaller der Tabalfabrik in Hainburg Karl Minni 
121075 den Eitel und Charakter eines Flnanzrothes, beiden mit Nachſicht der Taxen 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezrkahauptmanne Vincenz Högler In Tameweg 
anläßlich jeiner SEE ng bag Ritterkreuz des Franz Jofeph⸗Orpens verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Steuereingehmer Franz Bawilchka auläßlich feiner 
Penflonfrung das goldene Verdienſtkreuz mil der Krone verliehen. 

Se. Majeftät haben gejtatteh, daß dent Oberftuanzrathe der gatizlſchen Finanz ⸗ 
landesbirectlon Franz Roder bei dem Ueberkrilte in den dauernden Nuheſtaud die 
a. h. Zufrlebeubeit ausgedrückt werde. 

Se. Moleſtat haben den von der Generalverſammlung ber Aellonäre ber priv 
oſterr. Nalſonalbank wiedergewählten Direcloren Johann Rep Sca navi und 
Ludwig Ladenburg die Betätigung ertheilt, 

Der Miniſter des Innern hat ben Bauadſuneten Karl Rang zum Zugenie 
für den Staateboubienit in Böhmen ernannt, 

Der Miniſter des Innern hat den Banabjuncten Hermann Schmibk zunt 
Ingenieur für den Stoalußaudlenſt in Steſermark ernannt. 

Der Leiter det Handels migiftertums hat der Wiederwahl des Ignaz Ma ver 
zunt Präfidenten und des Zofeyi en um Bieepräſidenlen der Gandelg. und 
Gewerbefammer in Ring Die Beftältgung hell. 


Erledigungen. 


Rechnungsrathsſtelle heim Mechuungodepartemeut der mährſſchen Stattfals 
ferei mit 1600 ff. Gehalt jährlich oder 1800 fl., ewentnell eine Rechnuugsoffleiale⸗ 
ſtelle mit 1000 fl oder 900 fl. vou 800 fl. oder 700 fl, dann von 600 fl. ober 
500 fl. bis 23. Februar. (Amtabl. Nr. 27.) 

Vanbecthierarztesſtelle Ger der ker Statthalterel in Innsbruck mit 1200 fl 
jährl. Gehalt, bis 24. Februar (Amtsbl. Nr 28.) 

Forſlinſpectoroftelle für Kärnten mit 1200 fl. Jahresgeholt, Omanguennal 
zulage von 100 fl. bis zum Maximalgehalle von 1800 fl. und einem Reiſepauſchale 
von 800 fl. fährlich, bis 28. Februar. (Amtebl. Ar 28 

Poſtamlscautrolorsſteſle iu Lutbach mit 1000 fl. Jahresgehalt, gegen 
Canton. 

Poſtamtseonirplorsſteſſe in Txtejt, 1400 fl. Jahresgehalt, eveutuell 1300 fl. 
1200 fl. 1100 fl. Quartiergeſd 250 fl. gegen Cantion. 

2 Poſtofficloleſtellen kli. El. im Poftbirectioudbezizke Trieft, mit je 700 fl., 
% Gatten, 
cee e GL. um Liazer Poſtdlrertiousbezieke mit 700 fl. Jahres 
gebatt, hie Ende Februar. (Amtabt. Nr 28.) 

Bezirkscommiſſänsſielle Bel der n. ö. Statlhaltere mit 1200 fl. Johreegehalt 
und bei eintretender Gradllolvocrückung mit 1000 fl, eventuell 800 fl., big 15, Febr. 
(Amtobl. Nr. 33.) 

Armenorztesſtelle, proviſoriſche, in Zwiſchenbrücken, mit einer Jahresre⸗ 
muneration von 600 fl. bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 36.) 


Druck der k. Wiener Beitung. 


Für den Druck veranfworfuſch C. Piftert. 


